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Baume-Schneider lässt sich von Black Lives Matter inspirieren
Der Bundesrat präsentiert neue Pläne gegen Rassismus

KATHARINA FONTANA

Die Schweiz wird um einenAktionsplan
reicher. Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider hat am Montag vor den
Medien die erste «nationale Strategie
gegen Rassismus und Antisemitismus»
präsentiert. Zwar wird schon heute eini-
ges in diesem Bereich unternommen,
es gibt kantonale und städtische Pro-
gramme und eine Vielzahl von Anlauf-
stellen und Netzwerken.Doch der Bun-
desrat ortet weiteren Handlungsbedarf.
Mit der neuen Strategie will er Betrof-
fene besser schützen und die Präven-
tion von Rassismus undAntisemitismus
institutionell stärken.

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich,
dass das Vorhaben entgegen seiner
Bezeichnung wenig bis nichts mit der
Bekämpfung von Antisemitismus zu
tun hat. Es geht nicht darum, wie die
Schweiz beispielsweise ein freies und
friedliches Umfeld für jüdische Studen-
ten an denUniversitäten garantiert, Syn-
agogen schützt oder gewalttätige Anti-
Israel-Demonstrationen in Schweizer
Städten verhindert. Das ist insofern er-
staunlich, als der Anstoss zur neuen
Strategie von einer Motion der Staats-

politischen Kommission des National-
rates ausging, die kurz nach demTerror-
angriff der Hamas auf Israel imOktober
2023 und aus Sorge über die Zunahme
antisemitischer Vorfälle hierzulande
eingereicht worden war.

Doch das von SP-Bundesrätin
Baume-Schneider vorgestellte Vor-
haben hat sich weit von der ursprüng-
lichen Idee entfernt. Es wurde mit-
hilfe von Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGO), Rassismus-Fachstellen und
Forschern kräftig um- und ausgebaut.
Die interessierten Kreise wurden in die
Vorarbeiten einbezogen und konnten
dort praktischerweise auch gerade noch
ihren Bedarf nach stärkerer finanzieller
Unterstützung und grösserer politischer
Anerkennung deponieren.

«Ein strukturelles Phänomen»

Im Zentrum der bundesrätlichen Stra-
tegie steht nun der Rassismus, und zwar
«universell» verstanden.Baume-Schnei-
der hat sich offensichtlich von der Black-
Lives-Matter-Bewegung inspirieren las-
sen, die vor Jahren von den USA auch
in die Schweiz geschwappt ist.Die inter-
nationale Bewegung habe das Thema

des strukturellen Rassismus auch hier-
zulande ins öffentliche Bewusstsein ge-
rückt, heisst es im bundesrätlichen Be-

richt, der sich streckenweise liest, als sei
er von einer Menschenrechtsgruppie-
rung verfasst worden.

Für die Innenministerin und den Bun-
desrat ist Rassismus demnach nicht bloss
ein individuelles Fehlverhalten von Per-
sonen, die Mitmenschen wegen ihrer
Hautfarbe oder Religion oder Herkunft
benachteiligen. Vielmehr handle es sich
um ein «strukturell und institutionell
verankertes Phänomen, das tief in gesell-
schaftlichen Machtverhältnissen einge-
bettet ist». Und wenn etwas «tief einge-
bettet» ist, braucht es das grosse Instru-
mentarium, umAbhilfe herbeizuführen.

Die Fachstelle für Rassismus-
bekämpfung soll nun mit den interes-
sierten Behörden, Organisationen und
Experten einen Aktionsplan mit kon-
kreten Massnahmen erarbeiten. Es ist
absehbar, in welche Richtung es da-
bei gehen wird. Alle staatlichen Stel-
len werden sich konsequent und lau-
fend selber auf potenziell strukturell
rassistisches Verhalten überprüfen und
sich für eine inklusive Kultur enga-
gieren müssen.

Meinungsfreiheit als Risiko

Weiter wird die von linker Seite seit
langem gestellte Forderung nach
einem allgemeinen Diskriminierungs-
artikel mit Sicherheit wieder auf-
kommen. Internationale Organisa-
tionen kritisieren seit geraumer Zeit,
dass die Schweiz nicht jede Ungleich-
behandlung wegen persönlicher Merk-
male verbietet. Der Bundesrat hat den
Schweizer Sonderweg bisher stets ver-
teidigt, nun bezeichnet er es plötzlich
als «Rechtslücke», dass es hierzulande
im Unterschied zu den EU-Staaten
keinen umfassenden Antidiskriminie-
rungsschutz gibt. Ein allgemeiner Dis-

kriminierungsartikel könnte erhebliche
Auswirkungen auf Vermieter, Arbeit-
geber oder Versicherer haben, da sie
bei der Auswahl der Personen nicht
mehr auf die Herkunft,Hautfarbe oder
Religion achten dürften.

Der Bundesrat scheint auch in der
Meinungsfreiheit zunehmend eine Ge-
fahr zu sehen, er fügt sich damit in den
europäischen Mainstream ein. «Ge-
sellschaftliche und politische Debat-
ten sowie mediale Darstellungen tra-
gen nicht selten dazu bei, diskriminie-
rende Muster zu verfestigen. So wer-
den häufig stereotype Bilder, etwa über
muslimische Personen oder schwarze
Menschen, in Politik, Medien, Lehr-
mitteln oder in der Alltagskommuni-
kation reproduziert und tragen dazu
bei, Ausgrenzung zu normalisieren»,
schreibt er. Der neue Aktionsplan soll
deshalb nicht nur ein Referenzinstru-
ment für staatliche Behörden, NGO,
Wissenschaft und Wirtschaft sein, son-
dern auch für die Medien.

Elisabeth Baume-Schneider liegt mit
ihrer Strategie ganz auf der Linie der
linkenAgenda. Bleibt die Frage, warum
der bürgerlich dominierte Bundesrat
solche Vorhaben einfach durchwinkt.

Cassis
vor schier unmöglicher Mission
Die USA stellen der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit ein Ultimatum – während die Schweiz den Vorsitz übernimmt

TOBIAS GAFAFER

So hat sich Ignazio Cassis seinen Be-
such inWien kaum vorgestellt.Vergan-
gene Woche reiste der Bundesrat ans
Ministertreffen der OSZE, deren Vor-
sitz er im kommenden Jahr übernimmt.
Cassis präsentierte die fünf Prioritä-
ten der Schweiz. Diese will sich in der
Ukraine für einen dauerhaften Frie-
den einsetzen, der auf demVölkerrecht
und den Helsinki-Prinzipien basiert.
Darin verpflichteten sich die Staaten
der Vorläuferorganisation KSZE im
Jahr 1975, ihre Souveränität zu ach-
ten und auf Gewalt zu verzichten. Zu-
dem möchte Bern die Handlungsfähig-
keit der OSZE sicherstellen – der ein-
zigen Plattform, auf der die USA, die
EU-Länder, die Ukraine und Russland
über Sicherheit reden.

Doch die Handlungsfähigkeit droht
weiter zu schwinden. Donald Trumps

unzimperliche Aussenpolitik ist in der
OSZE angekommen. Die USA stell-
ten am Donnerstag ein Ultimatum,
wie das Portal «Sicherheits- und Men-
schenrechtsmonitor» berichtete. Bren-
dan Hanrahan, ein Abteilungsleiter im
US-Aussenministerium, übte scharfe
Kritik. Die OSZE sei auf Irrwegen,
sagte er. Nur wenige ihrer Prioritäten
zielten darauf, Kriege und Instabilität
zu verhindern, wofür die Organisation
gegründet worden sei.

Es brauche Reformen, damit die
OSZE ihre Kernaufgabe erfüllen könne.
Die USA stellen drei Bedingungen, um
ihr Engagement fortzusetzen.Die Orga-
nisation müsse ihr Jahresbudget um
mindestens 15 Millionen Euro reduzie-
ren, sagte Hanrahan. Die Mittel dürften
nicht für Konferenzen oder Berichte
ausgegeben werden, sondern müssten
für Friedensmissionen verwendet wer-
den. Zudem solle die OSZE nicht ver-

suchen, sich in die Innenpolitik einzu-
mischen. Sie müsse aufhören, Akteure
auszugrenzen, deren Präsenz für den
Frieden unerlässlich sei. Ein Konflikt,
an demRussland beteiligt sei, könne nur
durch dessen Einbezug gelöst werden.

Nur dann könne die OSZE ihre
Kernaufgabe erfüllen, nämlich Staaten
mit unterschiedlichenVisionen an einen
Tisch zu bringen, um Fragen der Rüs-
tungskontrolle oder der Grenzsicherheit
anzugehen. Die USA glaubten, dass die
OSZE effektiv sein könne.Aber dieVer-
änderung müsse echt sein.

Herausforderung Washington

Darummuss sich die Schweiz nun küm-
mern. Es waren vor allem die USA,
die die Schweiz unter der Administra-
tion von Joe Biden Ende 2024 dräng-
ten, den OSZE-Vorsitz zu übernehmen.
Unter Trump wirdWashington zu einer

der Herausforderungen, mit denen
sich Bern 2026 konfrontiert sieht. Da-
bei ist die Ausgangslage ohnehin «un-
endlich schwierig», wie es Cassis bereits
im September formulierte.

Mit Russland führt ein OSZE-Mit-
glied gegen ein anderes Krieg und ver-
letzt damit die Helsinki-Prinzipien. Ein
Wille zur Deeskalation wie im Kalten
Krieg ist nicht vorhanden. Der Ständige
Rat der Organisation ist zu einem Schau-
platz isolierter Statements, Beschimp-
fungen und Propaganda geworden. Die
zunehmende Polarisierung macht es
schwierig, sich nur schon auf ein Budget
und einen Generalsekretär zu einigen.
Die OSZE kann nur im Konsens aller
57 Mitgliedsstaaten entscheiden.

Zum Ultimatum der USA komme
hinzu, dass der russische Aussenminis-
ter Sergei Lawrow am Ministertreffen
in Wien gefehlt habe, schreibt Daniel
Möckli in einem Beitrag auf Linkedin.
Er leitet denThink-Tank des Center for
Security Studies der ETH Zürich und
war Berater vonAussenminister Didier
Burkhalter, als Bern im Jahr 2014 das
letzte Mal den OSZE-Vorsitz inne-
hatte. Es stünden schwierige diploma-
tische Verhandlungen bevor, die durch
Spaltungen innerhalb desWestens noch
komplexer würden, so Möckli. Die Zu-
kunft der Organisation zu sichern,
werde eine wichtige Aufgabe und ein
wesentlicher Beitrag zur europäi-
schen Sicherheit sein. Der Vorsitz reiht
sich ein in das Schweizer Engagement
für den Multilateralismus.

Die Erwartungen tief halten

AmMontag äusserten sich in BernVer-
treter des Aussendepartements (EDA)
zur Kritik ausWashington; das Medien-
gespräch war schon vorher anberaumt
worden. Russland sitze wie alle Mitglie-
der amTisch, sagte Botschafter Raphael
Nägeli, der Chef der Schweizer Vertre-
tung bei der OSZE. Es sei den USA
eher um die Haltung der EU gegan-
gen. Den Reformbedarf bestritt Nägeli
nicht. Zentral sei, dass die OSZE in ein-
zelnen Bereichen relevant sei und zu-
gleich alle Länder an Bord halten könne.
Mit einem Jahresbudget von zuletzt 138
Millionen Euro sei die kleine, aber feine
Organisation vergleichsweise günstig.

In einem Punkt zeigte sich das
EDA von der Kritik der USA unbe-

eindruckt. Es plant im kommenden
Jahr in der Schweiz vier Konferenzen
durchzuführen, die von der Deeskala-
tion im Cyberspace bis zur Bekämp-
fung des Antisemitismus handeln – zu-
mindest die letzte dürfte auch im Sinne
Washingtons sein.

Botschafter Nägeli bemühte sich, die
Erwartungen an denVorsitz tief zu hal-
ten. «Wir tun unser Bestes», sagte er.
Aber man dürfe nicht überschätzen,was
die OSZE bewirken könne.Die Schweiz
müsse alle ihre Trümpfe ausspielen,
um etwas zu erreichen.

Schlagartig wichtig könnte der
Schweizer Vorsitz werden, falls es in der
Ukraine zu einemWaffenstillstand käme.
Bei der Überwachung könnte sie eine
Rolle übernehmen.DieOSZEmüsse be-
reit sein, sagte Nägeli. Kurzfristig mög-
lich wären stationäre Missionen, um
Kontakte zwischen Militärs zu begleiten.
Alles Weitere erfordere eine grosse Vor-
bereitung. EineWaffenstillstandsmission
würde Tausende von Personen und ein
Budget bedingen. Auch die Ukraine
müsste zustimmen. Dort ist gegenwär-
tig ein weiteres OSZE-Mandat nach den
Erfahrungen mit der letzten Mission im
Donbass von 2014 wenig realistisch.

Die Schweiz dürfte versuchen, sich
wie bereits im Uno-Sicherheitsrat als
Brückenbauerin zu betätigen. Sie ist
es gewohnt, mit allen zu reden, auch
mit Russland. Zudem verteidigt sie die
Prinzipien des Völkerrechts. So legte
der Bundesrat bei der Uno Einspruch
gegen den vorübergehenden Austritt
der Ukraine aus dem Ottawa-Abkom-
men ein, das den Einsatz und die Pro-
duktion von Personenminen verbie-
tet. Das kann gegenüber dem Nato-
Mitglied Finnland, das im laufenden
Jahr den Vorsitz innehat, ein Vorteil
sein.Aufgabe der Schweiz wird es sein,
eine Konsensfindung zu erleichtern,
nicht nur mit den USA.

Doch gegenwärtig sieht es nicht da-
nach aus, als würde die OSZE in der
Ukraine erneut zu einem massgeb-
lichen Akteur. Die Bilanz des viel-
gelobten letzten Schweizer Vorsitzes
von 2014 fällt inzwischen kritischer
aus. Nägeli verteidigte das Engage-
ment. Bern habe dazu beigetragen,
den Konflikt zumindest einzudämmen.
Man solle nicht die Illusion haben, dass
es dieses Mal ein perfektes Friedens-
abkommen geben werde.

Als neuemVorsitzendem der OSZE stehen Bundesrat Ignazio Cassis zahlreiche Reisen bevor. ANTHONY ANEX / KEYSTONE
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Maillards Macht und die 14. Lohnschutzmassnahme
Seit 2019 hat der Gewerkschaftsbund zu seiner alten Grösse zurückgefunden – auch weil er sich grösser macht, als er ist

CHRISTINA NEUHAUS

Als Donald Trump imApril einen Zoll-
satz von 39 Prozent für die Schweiz
verkündete, verlangte die SP Gegen-
massnahmen, die das «neofaschisti-
sche Regime» und vor allem die Tech-
Oligarchen treffen sollten. Ein allfälli-
ger Ertrag zugunsten der Schweiz müsse
der Bevölkerung zugutekommen, etwa
durch eine Rückerstattung über die
Krankenkassenprämien.

Sechs Monate später konnte der
Bundesrat verkünden, man habe sich
mit den Amerikanern geeinigt. Der
Zollsatz werde demnächst auf 15 Pro-
zent sinken.DieAntwort der SP lautete:
«Trump-Deal stoppen!»

Ganz anders reagierte der Gewerk-
schaftsbund (SGB).Daniel Lampart, der
Chefökonom des SGB, sagte in einem
Interview mit der «NZZ am Sonntag»:
«Es ist gut, dass wir jetzt eine Lösung
haben.» Wenn die Ausfuhren in einen
so wichtigen Markt wie die USA teurer
würden, sei das ein gravierendes Problem
für die Exportindustrie und damit für die
Jobsicherheit und die Löhne. Er sei si-
cher, die SP werde bald eine Neubeurtei-
lung machen. Er hätte auch sagen kön-
nen:Wir vomGewerkschaftsbund betrei-
ben sozialdemokratische Politik für Er-
wachsene, die SP ist noch im Flegelalter.

Die wirtschaftspolitische Distanzie-
rung zur SP ist kein Ausrutscher. Wäh-
rend sich die Partei bedingungslos hinter
die chancenlose Erbschaftssteuerinitia-
tive der Juso stellte, beschloss der SGB
Stimmfreigabe.

Rüde aussortiert

Das Machtverhältnis zwischen den Ge-
werkschaften und der SP hat sich in den
vergangenen Jahren schleichend ver-
ändert: Als Pierre-Yves Maillard Ende
2018 zum Präsidenten des SGB gewählt
wurde, konnte er nicht verhindern, dass
namhafte Gewerkschafter bei den soge-
nannten Frauenwahlen im Herbst 2019
abgewählt wurden. Die beiden Ber-
ner Nationalräte Corrado Pardini und
Adrian Wüthrich hatten jahrelang als
massgebende gewerkschaftliche Stim-
men gegolten, bis sie am Wahlsonntag
rüde aussortiert wurden.

Doch wenige Monate später rief die
WHO die weltweite Corona-Pande-
mie aus, und die SP besann sich wieder
auf Realpolitik: Sie gab Ladenbesitzern
und Selbständigen eine Stimme und er-
fand sich als Gewerbepartei. Das neue
Duo an der Parteispitze, Mattea Meyer
und Cédric Wermuth, fehlte bei keiner
Debatte, und «Weltwoche»-Verleger
Roger Köppel bezeichnete die Zürcher
Nationalrätin Jacqueline Badran als
«Mutter Courage des Gewerbes».

Lange hielt das neue wirtschaft-
liche Verständnis nicht an. Noch bevor

die Pandemie zu Ende war, lancierte
die Partei eine Service-public-Initia-
tive, und Co-Präsident Wermuth sang
zum Spott der Arbeiterschaft ein Lob-
lied auf alle, die «jeden Morgen um 8
aufstehen». Ein Jahr später verlor die
Linke die Abstimmung über die Er-
höhung des Frauenrentenalters und
damit die vielbeschworene Vetomacht
bei Sozialvorlagen.

Die Wut und die Enttäuschung der
Partei waren grenzenlos. Keine Partei
hatte in den kantonalen Wahlen bisher
mehr Sitze eingebüsst als die SP. Also
korrigierte sie ihren Kurs erneut. Unter
dem Einfluss zahlreicher ehemaliger
Jungsozialisten an den Schalthebeln des
Parteiapparats konzentrierte sie sich auf
ihre Kampagnenfähigkeit. Das Resultat
waren Gaza-Resolutionen und ein auf
radikalen Linkskurs gedrilltes Partei-
sekretariat, aber auch klare Zugewinne
bei den kantonalenWahlen.

Den letzten gemeinsamen Triumph
feierten die SP und der Gewerkschafts-
bund im März 2024 nach der gewonne-
nen Abstimmung über eine 13.AHV-
Rente. Seither hat der SGB seinen Füh-
rungsanspruch bei Arbeiterschutz- und
Sozialthemen stetig ausgebaut: Lohn-
erhöhung,Mindestlohn, Sonntagsarbeit,
Arbeitszeit, Kaufkraft – der Gewerk-
schaftsbund geht immer aufs Ganze.

Viele Forderungen, die der SGB-
Boss Pierre-Yves Maillard stellt, sind
reiner Pulverdampf. So forderte er als
Gegenrezept zur 10-Millionen-Schweiz-
Initiative 5000 Franken Monatslohn für
alle, die eine Berufslehre abgeschlos-
sen haben. Offenbar weiss sogar SP-
Co-Präsident Cédric Wermuth um die
Chancenlosigkeit der Idee. Jedenfalls
erwähnte er den Vorschlag in einem
Tamedia-Interview von Montag zur
SVP-Initiative mit keinemWort.

Budliger soll Lösung erarbeiten

Doch Maillard weiss genau, was er
macht. Seit 2019 hat der Gewerkschafts-
bund zu seiner altenMacht zurückgefun-
den, auch weil er gelernt hat, sich grös-
ser zu machen, als er ist.Wie der Macht-
poker der Gewerkschaften funktioniert,
zeigt sich deutlich bei den innenpoliti-
schen Diskussionen um das geplante
Vertragspaket mit der EU. Bei diesem
Dossier treibt der Gewerkschaftsbund
den Bundesrat vor sich her, während
er gleichzeitig die SP zumindest beim
Lohnschutz hinter sich herzieht.

2021 musste der Bundesrat die Ver-
handlungen über das Rahmenabkom-
men abbrechen, weil es nicht mehr
mehrheitsfähig war. Die Gewerkschaf-
ten und die SP hatten ihre Zustim-

mung wegen fehlender Lohnschutz-
massnahmen verweigert und sich den
Gegnern um die SVP angeschlossen.
Die EU-Freunde in der SP blieben
verdattert zurück.

Heute ist die Ausgangslage eine an-
dere. In der Vernehmlassung wurde
das Paket trotz Bedenken wegen des
Stromabkommens von über drei Vier-
teln derTeilnehmer gutgeheissen.Auch
in der SP gibt es mehr Befürworter als
Gegner. Doch der Gewerkschaftsbund
macht weiter Druck. Erst beharrte er
auf Konzessionen für den Lohnschutz,
dann kritisierte er die Schutzklausel
und das Stromabkommen. Die EU-
Freunde in der SP reagieren erneut
verdutzt, doch beim Lohnschutz stellt
sich die Parteispitze erneut treu hinter
die Gewerkschafter.

Im Februar hatten sich die Arbeit-
geber und die Gewerkschaften zwar auf
mehr Lohnschutz geeinigt, doch sonder-
lich viel hat der SGB bei den Verhand-
lungen nicht herausgeholt. Viele der
dreizehn Schutzmassnahmen, die die
Sozialpartner unter der Moderation des
Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco)
verabschiedeten, entsprechenmehr oder
weniger dem Status quo.

Der einzige Punkt, bei dem Gewerk-
schafter und Arbeitgeber keinen Kon-
sens fanden, war der Ausbau des Kün-

digungsschutzes für gewählte Arbeit-
nehmervertreter. Bei Firmen mit min-
destens fünfzig Mitarbeitern besteht
in der Schweiz das Recht auf eine Be-
triebsgewerkschaft oder eine Personal-
kommission. Betroffen sind etwas über
11 000 Unternehmen.

Glaubt man den Gewerkschaften,
gibt es pro Jahr etwa zwanzig bis dreis-
sig Streitfälle bei Kündigungen von Per-
sonalvertretern. Wer sich in einem Be-
trieb gewerkschaftlich engagiert habe,
finde nach dem allfälligenVerlust seines
Arbeitsplatzes schwerer einen neuen
Job, argumentieren sie.Deshalb brauch-
ten diese Personen besonderen Schutz.
Laut den Arbeitgebern ist potenziell
eine vier- bis fünfstellige Zahl von An-
gestellten betroffen. Auch wenn die
höhere Berechnung zutrifft, handelt es
sich um ein Randproblem.

Doch als der Bundesrat am Frei-
tag nach der Vernehmlassung zu den
EU-Verträgen Bilanz zog, sah er aus-
gerechnet beim Lohnschutz fürArbeit-
nehmervertreter Handlungsbedarf.Die
Forderung der Gewerkschaften war
zwar in der Vernehmlassung breit ver-
worfen worden, trotzdem hält sie der
Bundesrat für «unentbehrlich». Staats-
sekretärin Helene Budliger hat deshalb
den Auftrag erhalten, bis Mitte Januar
mit den Sozialpartnern eine Lösung
auszuarbeiten.

Der Bundesrat hat Angst

Auf die Frage, weshalb der Bundesrat
den Schutz von maximal ein paar tau-
send Personalvertretern für so relevant
hält, dass die Seco-Chefin nun eine wei-
tere Runde Lohnschutzverhandlungen
anhängen muss, gibt es zweiAntworten:
eine technische und eine politische.

Die technische Antwort lautet:
Wegen angeblich ungenügenden Schut-
zes vor missbräuchlicher Kündigung
und Verletzung der Vereinigungsfrei-
heit stand die Schweiz im Fokus der
Internationalen Arbeitsorganisation.
Die Folge waren Klagen und vorüber-
gehend eine «schwarze Liste». Des-
halb versprach der Bundesrat 2019
neue Massnahmen.

Relevanter ist die politische Ant-
wort: Offenbar hat der Bundesrat
Angst, dass sich das Drama von 2021
wiederholt und der Gewerkschaftsbund
die Allianz der Vertragsbefürworter
sprengt. Deshalb kommt er ihm in die-
sem Punkt nun entgegen.

Vor vier Jahren hat der Gewerk-
schaftsbund den Rahmenvertrag noch
als Ganzes abgelehnt. Heute macht er
sein Ja zu den EU-Verträgen von einer
14. Lohnschutzmassnahme abhängig.
Verliert er denMachtpoker,muss er das
Vertragswerk konsequenterweise ableh-
nen – oder kleinlaut zurückkrebsen.Mit
der Macht steigt der Einsatz.

Pierre-Yves Maillard gibt Mattea Meyer und CédricWermuth die Richtung vor. ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Die Unterschiede bei Landesverweisen sind gross
Bei der Ausschaffung von Kriminellen handelt die Justiz von Kanton zu Kanton unterschiedlich

DANIEL GERNY

Die Ausschaffungsinitiative und die
Debatte darüber, unter welchen Vor-
aussetzungen kriminelle Ausländer des
Landes verwiesen werden können, be-
schäftigen die Politik weiterhin. Das
liegt zum einen an bürgerlichen Politi-
kern, die mangelnde Konsequenz bei der
Umsetzung beklagen. Obwohl die Lan-
desverweisung für gewisse Delikte obli-
gatorisch ist, kommt es oft nicht dazu. So
ist es beispielsweise nicht möglich, eine
Landesverweisung im Strafbefehlsver-
fahren anzuordnen. Das kommt jedes
Jahr in weit über 500 Fällen vor.

In der letzten Session hat der Natio-
nalrat deshalb eine Motion verabschie-
det, die gesetzliche Anpassungen ver-
langt:Wenn die Landesverweisung auch
im Strafbefehlsverfahren möglich sei,
werde die Sanktion häufiger angeord-
net. Gleichzeitig würden die Gerichte

entlastet. Die Rechte der Beschuldig-
ten blieben dabei erhalten, weil sie mit
einer Einsprache ein Verfahren vor Ge-
richt erzwingen könnten. Nun muss der
Ständerat entscheiden, ob er den Vor-
schlag unterstützt.

Die Waadt ist sehr tolerant

Gleichzeitig sorgt eine Statistik, die das
Staatssekretariat für Migration vergan-
gene Woche zum Vollzug der Landes-
verweisungen veröffentlicht hat, weiter
für Gesprächsstoff. So zeigt sich, dass
nicht alle Kantone die angeordneten
Landesverweisungen gleich konsequent
vollziehen. 2024 wurden insgesamt 2466
Landesverweise verfügt, davon wurden
bis Ende Jahr knapp zwei Drittel (63
Prozent) tatsächlich vollzogen.

In den Kantonen Waadt, Jura und
Neuenburg beträgt dieVollzugsquote je-
doch weniger als 50 Prozent – in Neuen-

burg sogar nur gerade 28,8 Prozent. In
den beiden Appenzell, Glarus und Zug
liegt sie dagegen bei 100 Prozent. Mit-
telgrosse Kantone wie Basel-Stadt,
Solothurn oder das Tessin kommen
auf weit über 80 oder sogar 90 Prozent.
Grosse Deutschschweizer Kantone mit
hohen Fallzahlen wie Bern (77 Prozent)
oder Zürich (65 Prozent) liegen eben-
falls über dem schweizerischen Durch-
schnittswert von 63 Prozent.

Es gibt verschiedene Gründe, wes-
halb ein Landesverweis nicht vollzogen
werden kann. Einer davon ist, dass eine
Person im Herkunftsstaat einer Gefahr
für Leib und Leben ausgesetzt würde.
Doch einiges deutet auch darauf hin,
dass der politische Wille zur Umsetzung
nicht überall in gleichem Masse vorhan-
den ist. Oder wie es der Generalsekretär
der Konferenz der kantonalen Justiz- und
Polizeidirektoren,FlorianDüblin, gegen-
über der «NZZ am Sonntag» formulierte:

Es gehe auch um «eine Frage der Priori-
tätensetzung im jeweiligen Kanton».

Die kritisiertenKantone aus derWest-
schweiz bezweifeln allerdings die Aus-
sagekraft der Statistik. Diese sage we-
nig über die Effizienz der Kantone beim
Vollzug aus.Die unterschiedlichenWerte
widerspiegelten vielmehr unterschiedlich
gelagerte Fälle und unterschiedlicheVer-
fahren in denKantonen. ImDetail lassen
sich solcheAngaben nur schwer überprü-
fen. Doch dass die Regeln über Landes-
verweisungen von kriminellen Auslän-
dern nicht einheitlich angewandt werden,
zeigt sich nicht nur beimVollzug.

Etliche sogenannte Härtefälle

Grosse Unterschiede gibt es auch bei den
Verurteilungen selbst. So wurde im letz-
ten Jahr in knapp 40 Prozent aller Fälle,
in denen eine Landesverweisung laut Ge-
setz grundsätzlich obligatorisch wäre, dar-

auf verzichtet. In vielen Fällen geschieht
dies wegen der Härtefallklausel.Diese er-
laubt es, von einer Landesverweisung aus-
nahmsweise abzusehen, wenn eine Weg-
weisung zu einem schweren persönlichen
Härtefall führen würde. Zum Beispiel,
weil davon auch die in der Schweiz ver-
wurzelten Kinder eines nicht vorbestraf-
ten Täters hart getroffen würden.

Der Anteil von Verurteilungen ohne
gleichzeitigen Landesverweis variiert
zwischen unter 30 bis über 70 Prozent.
In sehr kleinen Kantonen mit nur ein
oder zwei Verurteilungen kann die Ver-
zichtsquote in einzelnen Jahren sogar 0
oder 100 Prozent betragen. Insgesamt
ist das Bild hier weniger eindeutig als
beim Vollzug der Landesverweisungen.
Aber auch hier fallen gewisse Kantone
mit einer vergleichsweise milden Pra-
xis auf. Neben Neuenburg und Jura ste-
chen interessanterweise Obwalden oder
Appenzell Ausserrhoden hervor.


